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Editorial

Sehr geehrte Leserin,
sehr geehrter Leser,

wir wiinschen lhnen ein gesundes
und erfolgreiches Jahr 2012. Mit der
letzten Ausgabe der ZIV in diesem
Jahr haben wir wieder eine Menge
interessante Informationen fiir Sie
zusammenstellen kénnen.

Das KG Berlin beschéftigte sich in
einer Entscheidung mit den Voraus-
setzungen einer offentlichen Klage-
zustellung, wenn die Eintragungen
im Handelsregister unvollstandig
oder falsch sind. Wer die Konfron-
tation mit unbekannten und mogli-
cherweise auch  unberechtigten

Kurze Meldungen

Vorsicht bei falschen oder fehlenden
Eintragungen im Handelsregister

Durch das Gesetz zur Modernisierung
des GmbH-Rechts und Bek&mpfung des
Missbrauchs, kurz MoMiG hat der
Gesetzgeber den Handelsgesellschaften
aufgegeben, ihre Eintragung im Han-
delsregister durch eine zustellfahige
Anschrift der Gesellschaft zu ergénzen.
Freiwillig ist der Eintrag einer Adresse
des gesetzlichen Vertreters (Geschafts-
flihrers). Nach einer gleichlautenden
Anderung der ZPO, bewilligt das Ge-
richt die offentliche Zustellung, wenn
die Zustellung unter der im Handelsre-
gister eingetragenen Aderesse nicht
moglich war.

Das Kammergericht hatte aktuell Gber
die offentliche Zustellung zu befinden.
(MDR 2011, 125). Die betroffene Ge-
sellschaft hatte eine Adresse eingetra-
gen, unter der die Zustellung misslang.
Der Geschéftsfiihrer war auch eingetra-
gen, allerdings ohne Adresse. Weitere,
sonst erforderliche Ermittlungen (ber
Gewerberegister, Post etc, die ublicher-
weise verlangt wirden, seien nicht
erforderlich. Allein der vergebliche
Zustellversuch unter der im Register
angegebenen Adresse oder der Nach-
weis der fehlenden Eintragung einer

Versaumnisurteilen vermeiden
mochte, sollte sich die Ausfihrun-
gen des Berliner Gerichts naher
ansehen.

Der BGH schlielich begliickt uns
mit fast erschopfenden Ausflhrun-
gen zu den umstrittenen Eigentums-
verhéltnissen an Mehrfachparksys-
temen.

Daneben befasste sich der BGH
einmal mehr mit der umstrittenen
Frage, ob ein Fax-Sendeprotokoll
einen Zugangshachweis erbringen

zustellfahigen Adresse geniige, um die
oOffentliche Zustellung zu bewilligen,
Beschluss vom 12.7.2010 (12 W 20/10).
Ergo: Unternehmen, die noch keine
Eintragung veranlasst haben oder deren
Eintragung wegen Umzugs falsch ist,
gehen ein groRes Risiko ein, dass (ver-
meintliche) Glaubiger Anspriiche un-
bemerkt titulieren. Denn von der 6ffent-
lichen Zustellung in Form eines Aus-
hanges im Gerichtsbriefkasten wird man
tblicherweise nichts erfahren. Ist dann
das Versdumnisurteil —erst einmal
rechtskraftig, gibt es keine Mdglichkeit
mehr, sich dem Titel und der Zwangs-
vollstreckung zu entziehen.

Abwehrrechte des einzelnen Eigen-
timers in Bezug auf Nachbarbebau-
ung

Nach Auffassung des OVG Berlin-
Brandenburg ist der einzelne Woh-
nungseigenttimer nicht befugt, nachbar-
rechtliche  Abwehranspriiche gegen
Bauvorhaben geltend zu machen. Dies
sei regelmé&Rig Sache der Gemeinschaft,
da das Grundstiick im Gemeinschaftsei-
gentum stiinde. Nur wenn sich die
nachbarrechtliche Stérung direkt auf die
jeweilige Wohnung auswirke, komme
eine Beteiligtenféhigkeit in Betracht.

kann. Wie in Bezug auf die abwei-
chende Auffassung einiger Ober-
landesgerichte mit diesem Dissens
umzugehen ist, kénnen Sie in unse-
rem Kommentar nachlesen. Schlie-
lich durfen wir auf den ab 1.1. gul-
tigen neuen Basiszins hinweisen,
der wie erwartet wieder reduziert
wurde.

Auch ansonsten wiinschen wir lh-
nen wieder eine interessante Lektii-
re!

Es griRt herzlich
Ihr Anwalt

Heinz G. Schultze

Beschluss vom 4.8.2011, (10 S 7.11),
ZWE 2011, 426

Bundesgerichte vs. Instanzgerichte
zum Zungangsnachweis bei ,,OK*-
Faxsendeprotokoll

Mit Beschluss vom 21.7.2011 (IX ZR
148/10) hat der BGH bestétigt, dass er
an seiner Auffassung festhélt, dass ein
»OK“-Vermerk auf dem Faxsendepro-
tokoll den Nachweis des Zugangs nicht
erbringt. Der ,,OK“-Vermerk gebe dem
Absender keine Gewissheit ber den
Zugang der Sendung, weil er nur das
Zustandekommen der Verbindung, aber
nicht die erfolgreiche Ubermittlung
belege. Der positive Sendebericht sei
nur ein Indiz (ein Beweisanzeichen),
nicht aber ein Beweis. Der BGH sieht
sich insoweit bestétigt durch die Recht-
sprechung  anderer  Bundesgerichte
(Bundesfinanzhof, Urteil vom 8.7.1998,
BFHE 186, 491 und Bundesarbeitsge-
richt BAGE 102, 171).

Diese Auffassung, so der IX. Zivilsenat
weiter, werde auch durch abweichende
Rechtsprechung einzelner Oberlandes-
gerichte nicht in Frage gestellt. (Siehe
hierzu auch unseren Kommentar, unten)
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Grenzen der Auskunftsverpflichtung des Immobilienverwalters

s

B

Mit den Grenzen der Auskunfts-
verpflichtung des Immobilien-
verwalters befasste sich der 11,

Zivilsenat im  Urteil vom
3.11.2011 (Il ZR 105/11). Die
Streitparteien hatten am
1.12.2005 einen Vermietungs-
und vermittlungsauftrag fur eine
Ferienwohnung  Ubernommen.
Zu den Aufgaben gehdrte neben
der Vermittlung der Ferienwoh-
nung auch der Abschluss der
Mietvertrége, die Einziehung der
Mieten und die Betreuung der
Mieter vor Ort sowie die Organi-
sation kleinerer Reparaturen.

Der Vermieter klndigte den
Verwaltervertrag im  Oktober
2009 auRerordentlich und ver-
langte im Wege der Stufenklage
Auskunft Uber den Umfang der
Belegung durch Vorlage der
abgeschlossenen  Mietvertrage
sowie Vorlage der Abrechnun-
gen, die der Verwalter gegen-
Uber den Mietern vorgenommen
habe.

Das Landgericht Oldenburg wies
die Klage ab. Die Berufung ge-
gen das Urteil fuhrte zur Aufhe-

bung des landgerichtlichen Ur-
teils und Verurteilung des Ver-
walters. Die Revision zum BGH
hatte keinen Erfolg. Der BGH
flhrte in seinem Urteil aus, dass
der Vermieter einen Auskunfts-
anspruch nach 8§ 675, 666 BGB
habe. Im Rahmen der Aus-
kunftsverpflichtung habe der
Verwalter nach § 259 BGB auch
Belege, also Mietvertrage und
Abrechnungen mit dem Mieter
vorzulegen und herauszugeben.
Insbesondere stiinden keine da-
tenschutzrechtlichen Belange der
Mieter dem Auskunftsverlangen
entgegen. Auch in Hinblick auf
ein  mogliches Konkurrenzver-
héltnis zwischen dem Vermieter
und dem Verwalter sei die Aus-
kunftsverpflichtung nicht be-
schrankt. Zwar sei im Grundsatz
anzuerkennen, dass der An-
spruch auf Rechenschaftslegung
nach § 259 BGB durch Geheim-
haltungsinteressen  des  Aus-
kunftsverpflichteten oder Dritter
eingeschrankt sein konne. Dies
komme vor allem dann in Be-
tracht, wenn beide Vertragspar-
teien in einem Wettbewerbsver-
héltnis  zueinander  stiinden.
Grundsétzlich trafe dies auf die
Streitparteien auch zu. Dieses
Wettbewerbsverhéltnis  bezdge
sich aber nicht auf die Wohnung
des Vermieters. Denn diese
stinde dem Verwalter fir die
gewerbliche Tétigkeit nach der
Kiindigung des Vertrages nicht
mehr zur Verflgung. Jedoch

konkurrierten der Vermieter und
der Verwalter um denselben
Kundenkreis von potentiellen
Mietern hochpreisiger Ferien-
wohnungen. Dem  Verwalter
stinde in dieser Konstellation
nicht zu, aus den fir ihn ,frem-
den® Dienstleistungsgeschaft ein
eigenes Geschaft zu machen.
Seine Aufgabe war es, die Inte-
ressen des Vermieters wahrzu-
nehmen. Dem widerspréche es,
wenn er die von ihm akquirierten
Kundennamen nicht offen legen
musste.

Die vom Verwalter erhobene
Verjahrungseinrede greife zu-
dem nicht. Der Anspruch nach §
666 BGB entstehe grundsatzlich
erst nach Beendigung des Auf-
trages (Reichsgericht,  Urteil
vom 28.10.1903, Rep.V 180/03,
RGZ 56, 116). Gleiches gelte fur
den Herausgabeanspruch nach §
667 BGB. Richtig sei zwar, dass
auch wahrend der Vertragslauf-
zeit kraft stillschweigender oder
ausdricklicher Abrede in perio-
dischen  Abstdnden  Rechen-
schaftslegung verlangt werden
kdénne. Dabei handele es sich
jedoch um einen sogenannten
verhaltenen Anspruch, dessen
Verjahrung erst beginne, wenn
er geltend gemacht werde, 88
695 Satz 2, 696 Satz 3 BGB. Die
Verjahrungsfrist habe daher erst
kurz vor der Klageerhebung zu
laufen begonnen.

Anpassungsanspruch auch bei Ausschluss der Gewahrleistungsrechte

Dass sich ein Anpassungsan-
spruch der Regelungen eines
Immobilienkaufvertrages  auch
unter Ausschluss der Gewéhr-
leistungsrechte ergeben kann,
zeigte der V. Zivilsenat beim

BGH im Urteil vom 30.9.2011
(V ZR 17/11) auf.

Eine Stadt im Gerichtssprengel
des LG Paderborn wollte ein
Grundstiick mit einem im Eigen-

tum einer Privatperson stehen-
den anderen Grundstiick tau-
schen. Hierfiir wurde 2008 ein
notarieller Vertrag geschlossen,
wonach eine in_einem Lageplan
eingezeichnete, herauszuvermes-
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Wer verpflichtet ist, über eine mit Einnahmen oder Ausgaben verbundene Verwaltung
Rechenschaft abzulegen, hat dem Berechtigten eine die geordnete Zusammenstellung der
Einnahmen oder der Ausgaben enthaltende Rechnung mitzuteilen und, soweit Belege
erteilt zu werden pflegen, Belege vorzulegen.
(2) Besteht Grund zu der Annahme, dass die in der Rechnung enthaltenen Angaben über
die Einnahmen nicht mit der erforderlichen Sorgfalt gemacht worden sind, so hat der
Verpflichtete auf Verlangen zu Protokoll an Eides statt zu versichern, dass er nach
bestem Wissen die Einnahmen so vollständig angegeben habe, als er dazu imstande sei.

Schultze
Kommentar zu Text
Der Beauftragte ist verpflichtet, dem Auftraggeber die erforderlichen Nachrichten zu
geben, auf Verlangen über den Stand des Geschäfts Auskunft zu erteilen und nach der
Ausführung des Auftrags Rechenschaft abzulegen.
BGB

Schultze
Kommentar zu Text
Der Beauftragte ist verpflichtet, dem Auftraggeber alles, was er zur Ausführung des
Auftrags erhält und was er aus der Geschäftsbesorgung erlangt, herauszugeben.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 695 Rückforderungsrecht des Hinterlegers
Der Hinterleger kann die hinterlegte Sache jederzeit zurückfordern, auch wenn für die
Aufbewahrung eine Zeit bestimmt ist. Die Verjährung des Anspruchs auf Rückgabe der
Sache beginnt mit der Rückforderung.

Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 696 Rücknahmeanspruch des Verwahrers
Der Verwahrer kann, wenn eine Zeit für die Aufbewahrung nicht bestimmt ist, jederzeit
die Rücknahme der hinterlegten Sache verlangen. Ist eine Zeit bestimmt, so kann er
die vorzeitige Rücknahme nur verlangen, wenn ein wichtiger Grund vorliegt. Die
Verjährung des Anspruchs beginnt mit dem Verlangen auf Rücknahme.


sende Teilflache eines Grund-
stiicks von 28.699 m2 an die
Stadt (bereignet werden sollte.
Als Gegenleistung Ubertrug die
Stadt ein anderes Grundstlick
mit einer Flache von ebenfalls
28.699 m2 an die Privatperson.
Wechselseitig wurde die Haf-
tung flr Sachméngel einschliel-
lich einer Garantie fur GroRe,
Gute und Beschaffenheit der
Grundstiicke ausgeschlossen.

Spéter ergab die Vermessung der
Teilflache, dass die im Lageplan
eingezeichnete Flache nur eine
GroRe von 18.632 m?, also gut
10.000 m2 zu wenig aufwies.
Dies fiel indessen erst auf, als
die Eigentumsumschreibungen
schon vollzogen waren. Die
Stadt forderte ihren Vertrags-
partner auf, die Vertrdge ent-
sprechend anzupassen. Als dies
abgelehnt wurde, trat die Stadt
vom Vertrag zuriick und forderte

Mietrecht

SCHULTZE "5

die Rickauflassung des Grund-
stlicks sowie hilfsweise die Zah-
lung von rund 18.000 € als
Wertausgleich.

Der Rechtsstreit nahm seinen
Weg durch die Instanzen. Der
BGH fiihrte schlieBlich aus, dass
der Vertrag nicht wegen inhaltli-
cher Unbestimmtheit unwirksam
sei. Im Konflikt zwischen einer
Grenzziehung auf einem — ver-
meintlich — malstabsgerechten
Plan und der Flachenangabe im
Vertrag, habe die Umgrenzung
Vorrang vor einer GrolRenanga-
be.

Dennoch kénne sich die Stadt
nach § 313 BGB auf den Weg-
fall der Geschaftsgrundlage be-
rufen. Diese Rechtskonstruktion
werde ausnahmsweise dann
nicht von den Gewahrleistungs-
regelungen  verdrangt, wenn
durch  bestimmte  Umstédnde

Sachmaéngelanspriiche nicht
ausgeldst wirden. Das sei der
Fall, wenn wie hier um die Gro-
RBenangaben gestritten werde.
Ferner sei nicht beachtlich, dass
die Sachmaéngelhaftung fur die
GroRe der Grundstiicke ausge-
schlossen worden sei. Zwar sei
die Regelung in § 313 BGB
nicht anwendbar, wenn sich
durch die Stérung der Ge-
schéftsgrundlage ein  Risiko
verwirkliche, dass nach den ver-
traglichen  Vereinbarungen in
den Risikobereich einer Partei
fallen solle. Das Risiko einer
erheblichen Flachenabweichung
sollte durch den wechselseitigen
Gewadbhrleistungsausschluss  ge-
rade einer Partei nicht auferlegt
werden. Damit stlinde der Stadt
eine Anspruch auf Rickauflas-
sung nach 8 346 BGB zu. Sie
hétte das Recht gehabt, den Ver-
trag durch den Ruicktritt aufzul6-
sen.

Zum Inhalt der Abmahnung wegen unpinktlicher Zahlung

Mit dem Inhalt einer Abmah-
nung wegen unpiinktlicher Zah-
lungen setzte sich der BGH im
Urteil vom 12.10.2011 (VI ZR
3/11) auseinander. Dem Sach-
verhalt lag ein Factoringvertrag
zugrunde, der aus wichtigem
Grund gekindigt wurde, nach-
dem die eine Vertragspartei
dreimal eine einfache Abmah-
nung erteilt hatte. Der BGH

erachtete die Kindigung als
unwirksam, weil es sich um
keine qualifizierten Abmahnun-
gen gehalten habe, die eine
Kindigungsandrohung enthiel-
ten. Eine Abmahnung dergestalt,
dass der Vertragspartner zu ver-
tragsgerechtem Verhalten aufge-
fordert werde, geniige nicht far
die Begriindung einer anschlie-
Renden aufllerordentlichen Kiin-
digung.

Gleichwohl das Urteil keinen
mietrechtlichen Sachverhalt zum
Gegenstand hatte, ist die Ent-
scheidung zu beachten, da sie
vom VIII. Zivilsenat stammt, der
auch fur Wohnraumsachen zu-
standig ist.

Im Urteil vom 11.1.2006 (VIII
ZR 364/04 — ZIV 2006, 31) hatte

der BGH néamlich entschieden,
dass eine Abmahnung nach meh-
reren Verziigen geniige, um eine
auBerordentliche Kiindigung zu
rechtfertigen, wenn nach der
Abmahnung erneut unpinktlich
gezahlt werde. Er hatte aber
ausdrucklich offen gelassen, ob
es sich bei den Abmahnungen
um qualifizierte Abmahnungen
handeln musse, da im konkreten
Fall jedenfalls die Kindigung
angedroht worden war. Diese
Rechtsfrage wird man jetzt als
dahingehend beantwortet be-
trachten massen, dass stets eine
qualifizierte Abmahnung erfor-
derlich ist, wenn man bei erneu-
tem Vertragsverstol3 eine auler-
ordentliche Kindigung ausspre-
chen mochte.
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Hat sich eine Vertragspartei vertraglich den Rücktritt vorbehalten oder steht ihr
ein gesetzliches Rücktrittsrecht zu, so sind im Falle des Rücktritts die empfangenen
Leistungen zurückzugewähren und die gezogenen Nutzungen herauszugeben.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Haben sich Umstände, die zur Grundlage des Vertrags geworden sind, nach
Vertragsschluss schwerwiegend verändert und hätten die Parteien den Vertrag nicht oder mit anderem Inhalt geschlossen, wenn sie diese Veränderung vorausgesehen hätte so kann Anpassung des Vertrags verlangt werden, soweit einem Teil unter Berücksichtigung aller Umstände des Einzelfalls, insbesondere der vertraglichen oder gesetzlichen Risikoverteilung, das Festhalten am unveränderten Vertrag nicht zugemutet werden kann.



Neue Entscheidung zur Verjahrung nach § 548 BGB

Der BGH hatte abermals zum
Verjahrungslauf nach § 548
BGB von Schadensersatzanspri-
chen wegen Verdnderung oder
Verschlechterung der Mietsache
zu entscheiden.

Mieter und Vermieter bewohn-
ten 30 Jahre lang dasselbe Haus.
Nachdem es zu Differenzen
zwischen den Parteien kam,
rdumte der Mieter die Wohnung
Ende Juni 2007, Kklingelte beim
Vermieter und wollte die
Schlissel (bergeben. Der Ver-
mieter schlug dem Mieter ,,die
Tur vor der Nase zu“, woraufhin
der Mieter die Wohnungsschlis-
sel in den Briefkasten seiner
bisherigen Wohnung einwarf.
Kurz darauf kiindigte er das
Mietverhéltnis zum 30.9.2007.
Die ,,offizielle* Abnahme erfolg-
te aufgrund einer Absprache der
Mietvertragsparteien am
1.10.2007. Der Vermieter ver-
langte im Anschluss Schadenser-
satz in Héhe von rund 8.700 €.

Als die Forderung nicht begli-
chen wurde, verfolgte er sie
unter dem 19.3.2008 gerichtlich
weiter. Der Mieter wandte die
Einrede der Verjahrung ein. Seit
der Ubergabe der Wohnung
Ende Juni seien mehr als 6 Mo-
nate vergangen. Die Frist habe
wegen des Annahmeverzugs des
Vermieters zu laufen begonnen.

Der BGH sah die Schadenser-
satzforderung des Vermieters
nicht als verjahrt an. Die Verjah-
rung beginne, wenn der Vermie-
ter die Mietsache zurlck erhalte
und so in die Lage versetzt wer-
de, sich ungestort ein umfassen-
des Bild von etwaigen Verande-
rung oder Verschlechterungen
der Sache machen zu kdnnen
(BGHZ 98, 59). Die Beendigung
des Mietverhéltnisses sei hinge-
gen nicht Voraussetzung fur den
Beginn der kurzen Verjahrung
(BGH-Urteil vom 15.3.06 - VIII
ZR 123/05, ZIV 2006, 40).

Mit dem Einwurf der Schliissel
in den eigenen Briefkasten habe
der Vermieter die Sachherrschaft
an der Wohnung nicht zurlick
erhalten. Es kénne zudem dahin-
stehen, ob der Vermieter durch
die verweigerte Annahme in
Annahmeverzug geraten konne
und hierdurch den Lauf der Frist
in Gang gesetzt habe. Denn der
Vermieter misse jedenfalls nicht
immer und ,,auf Zuruf“ Schlis-
sel sofort an der Haustiire entge-
gennehmen. Schlielich habe
man unter dem 1.10.2007 einen
,,offiziellen Ubergabetermin
vereinbart, der auch abgehalten
wurde. Nach dem Grundsatz von
Treu und Glauben miisse sich
der Mieter an diesen Termin fir
den Beginn der Verjéhrungsfrist
festhalten lassen. Die Verjah-
rung der Anspriiche sei daher

durch die gerichtliche An-
spruchsverfolgung  rechtzeitig
gehemmt worden, BGH-Urteil

vom 12.10.2011 (VIII ZR 8/11).

Modernisierungsverbot des Vermieters ist regelmafiig nicht rechtsmissbrauchlich

Ein Mieter einer Berliner Woh-
nung begehrte vom Vermieter
den Einbau einer Gasetagenhei-
zung. Seine Wohnung verfligte
nur Uber drei Kachelofen; ein
Zimmer war gar nicht beheizt.
Als der Vermieter dies ablehnte,
begehrte der Mieter die Geneh-
migung zum Selbsteinbau der
Heizung. Auch das lehnte der
Vermieter mit der Begrindung
ab, er koénne bei einer Neuver-
mietung eine héhere Miete erzie-
len. Der Mieter klagte sodann
auf Zustimmung. Das Amtsge-
richt Berlin gab der Klage statt.
Die Berufung des Vermieters

hatte Erfolg. Die hiergegen ge-
richtete Revision war dagegen
erfolglos.

Der BGH flhrte in seinem Urteil
vom 14.9.2011 (VI ZR 10/11)
aus, dass der Vermieter grund-
sétzlich nicht zu baulichen Ver-
anderungen zwecks Modernisie-
rung der Wohnung verpflichtet
sei, (BGH Urteil vom 10.2.1010,
VIl ZR 343/08, ZIV 2010, 6).
Der Mieter habe grundsétzlich
auch keinen Anspruch darauf,
dass der Vermieter ihm gestatte,
selbst bauliche Anderungen an
der Wohnung mit dem Ziel einer

Modernisierung oder Erhéhung
des Wohnkomforts vorzuneh-
men. Die Erteilung einer derarti-
gen Erlaubnis stiinde vielmehr
im Ermessen des Vermieters. Er
dirfe dieses nicht rechtsmiss-
brauchlich ausiiben. Vorliegend
sei ein Rechtsmissbrauch nicht
ersichtlich. Der Vermieter durfe
selbst den Zeitpunkt einer Inves-
tition bestimmen und dabei das
eigene legitime Interesse wah-
ren, bei einer spateren Neuver-
mietung angesichts der zwi-
schenzeitlich gestiegenen Att-
raktivitat der Wohnanlage eine
héhere Miete zu erzielen.
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Schultze
Kommentar zu Text
BGB § 548 Verjährung der Ersatzansprüche und des Wegnahmerechts
(1) Die Ersatzansprüche des Vermieters wegen Veränderungen oder Verschlechterungen
der Mietsache verjähren in sechs Monaten. Die Verjährung beginnt mit dem Zeitpunkt,
in dem er die Mietsache zurückerhält. Mit der Verjährung des Anspruchs des Vermieters
auf Rückgabe der Mietsache verjähren auch seine Ersatzansprüche.


Gewerbemietrecht

Keine Kindigung des Sicherungsvertrages bei Verlust der GF-Stellung

Ein Fremdgeschaftsfuhrer einer
Gesellschaft mit beschrénkter
Haftung unterzeichnete einen
Gewerbemietvertrag mit dem
Vermerk ,,Mieter und Mithaf-
tender”. Rund zwei Jahre spéter
kiindigte die Gewerbemieterin
das Anstellungsverhaltnis und
berief den Fremdgeschéaftsfiihrer
aus dem Amt ab. Der Fremdge-
schéftsfuhrer wiederum kiindigte
den Schuldbeitritt/die Schuld-
tibernahme aus wichtigem Grund
mit sofortiger Wirkung und
hilfsweise zum 30.6.2008. Als
Kindigungsgrund gab er die
Beendigung der
Geschéftsfihrertatigkeit an. Nur
wenig spater wurde die Miete
bei der Mieterin uneinbringlich.

WEG-Recht

uneinbringlich. Die Vermieterin
verklagte den ehemaligen Ge-
schaftsfihrer und gewann durch
alle drei Instanzen.

Wie der fur Gewerbemietrecht
zustandige XIl. Zivisenat in
seinem Urteil vom 20.7.2011
(XI1_ZR 155/09) ausfiihrte, sei
eine Kindigung ausgeschlossen,
weil kein wichtiger Grund vor-
liege. Der Geschaftsfiihrer habe
durch die Schuldmitiibernahme
ein Sicherungsmittel fur den Fall
der Insolvenz der Mieterin Uber-
nommen. Durch die Beendigung
des Geschaftsfihrervertrages sei
maoglicherweise auch die
Rechtsgrundlage gegentber der

Mieterin entfallen, dieser fir ihr
Mietverhaltnis  weiterhin  als
Sicherheit zur Verfugung zu
stehen. Im Dreiecksverhaltnis
zwischen dem ehemaligen Ge-
schaftsfiihrer und den Mietver-
tragsparteien lag die Gefahr
einer Kindigung des Anstel-
lungsvertrages in der Risiko-
sphare des ehemaligen Ge-
schéaftsfiihrers und nicht in der
der Vermieterin. Ihr wére es nur
darauf angekommen, eine Si-
cherheit zu bekommen. Diese
Interessenkonstellation sei auch
Grundlage des Sicherungsver-
trages geworden, so dass eine
Kindigung nicht moglich sei.

Zur Abgrenzung von Sonder- und Gemeinschaftseigentum von Mehrfachparksystemen

Die Hydraulik eines Mehrfach-
parksystems im Gerichtssprengel
des AG Ingolstadt arbeitete feh-
lerhaft. Der obere Teil senkte zu
stark ab und beschédigte das
Auto eines Fahrzeuglenkers. Mit
der Behauptung, die Fehlfunkti-
on der Hydraulikanlage beruhe
auf einer unzureichenden War-
tung durch die Wohnungseigen-
timergemeinschaft verklagte er
die WEG auf Zahlung von Scha-
densersatz in Hohe von rund
2.000 € und verlor durch alle
drei Instanzen.

In der Teilungserklarung war fur
jeden Vierfachparker Sonderei-
gentum dergestalt gebildet, dass
das gesamte Mehrfachparksys-
tem zu Sondereigentum erklart
wurde und jeweils vier Eigentu-
mer das Eigentum hieran zu je ¥4
zugewiesen war.

Der BGH fiihrte in seinem Urteil
vom 21.10.2011 aus, dass eine
Garage, die mithilfe einer Hebe-
biuhne fir zwei oder vier Pkw
genutzt werden konne einen
Raum im Sinne von § 3 Abs. 1
bzw. 2 WEG bilde und daher als
Ganzes im Teileigentum einer
oder mehrerer Personen in
Bruchteilsgemeinschaft  stehen
kénne. Auf die umstrittene
Rechtsfrage, ob auch der einzel-
ne Stellplatz innerhalb einer
Doppelstockgarage sondereigen-
tumsfahig ist, komme es flr den
hiesigen Fall nicht an.

Das Sondereigentum an dem
Vierfachparker erfasse zudem
auch die dazugehtrige Hebe-
buhne. Hinsichtlich der hydrau-
lischen Anlage sei danach zu
differenzieren, ob sie exklusiv
einem Mehrfachparksystem
diene oder von mehreren Park-
systemen gemeinschaftlich ge-
nutzt werde (AG Rosenheim,
ZMR 2008, 923: 10 Hydraulik-
anlagen zum Betrieb von 104
Stellplatzen). In den Féllen der
gemeinschaftlichen Nutzung
stinden die Hydraulikantriebe
zwingend im Gemeinschaftsei-
gentum. Dies gelte auch, wenn
sie im Bereich des Sondereigen-
tums montiert seien. Das WEG
sehe keine dinglich verselbstan-
digten Untergemeinschaften an
einzelnen Gebéudeteilen vor. Es
sei daher insoweit nicht mdglich
eine mehreren Mehrfachparksys-
temen dienende Hydraulikanlage
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Das Miteigentum (§ 1008 des Bürgerlichen Gesetzbuchs) an einem Grundstück
kann durch Vertrag der Miteigentümer in der Weise beschränkt werden, daß jedem der
Miteigentümer abweichend von § 93 des Bürgerlichen Gesetzbuchs das Sondereigentum an
einer bestimmten Wohnung oder an nicht zu Wohnzwecken dienenden bestimmten Räumen in
einem auf dem Grundstück errichteten oder zu errichtenden Gebäude eingeräumt wird.
(2) Sondereigentum soll nur eingeräumt werden, wenn die Wohnungen oder sonstigen Räume
in sich abgeschlossen sind. Garagenstellplätze gelten als abgeschlossene Räume, wenn
ihre Flächen durch dauerhafte Markierungen ersichtlich sind.


dem Sondereigentum nur dieser
Eigentimer zuzuordnen. Sie

seien daher in diesem Fall zwin-
gend dem Gemeinschaftseigen-

tum zuzuordnen, § 5 Abs. 2
WEG (V ZR 75/11).

Reichweitenbestimmung des Stimmrechtsverbots nach § 25 Abs. 5 WEG

Schon immer war die Grenzlinie
der Reichweite der Stimm-
rechtsverbote in § 25 Abs. 5
WEG unscharf. Wohltuend ist
daher die Einflgung einer
Grenzlinie, die mit Urteil vom
14.10.2011 gezogen wurde (V
ZR 56/11).

Ein Wohnungseigentimer nahm
an der ihm zugewiesenen Dach-
terrasse bauliche Anderungen
vor. Er lielR eine Mauer entfer-
nen und ein Fenster verschlie-
Ren. Ein Fenster der ihm eben-
falls gehorende Souterrainwoh-
nung wurde zu einer Tlr umge-
baut. Ein anderer Wohnungsei-
gentumer Kklagte 2004 auf Riick-
bau. Dieser Rechtsstreit war
noch immer anhangig, als im
Jahre 2009 die Gemeinschaft
durch mehrere Beschliisse die
baulichen Malnahmen geneh-
migte. Der Wohnungseigentu-
mer, der die baulichen MaRnah-
men veranlasst hatte, nahm an
der Beschlussfassung teil.

Die Beschlisse wurden alle an-
gefochten. Das Amtsgericht
Leipzig gab der Anfechtungs-
klage im vollem Umfang statt.
Die hiergegen gerichtete Beru-
fung zum LG Dresden hatte
teilweise Erfolg. Das Landge-
richt flhrte aus, dass eine Ver-
letzung der Stimmverbotsrege-
lung in § 25 Abs. 5 WEG nicht
gegeben sei. Zwar hatte die
Rechtskraft der Beschliisse dazu
geflihrt, dass sich der Rechts-
streit um die Rickbauverpflich-
tung erledigt habe. Das Stimm-
verbot betréfe aber nur Fragen
der verfahrensrechtlichen Been-
digung. Es betrafe aber nicht
auch Fragen der materiellen
Erledigung, die im Wege von
Genehmigungsbeschlissen  er-
zielt wurde. Soweit das amtsge-
richtliche Urteil aufrecht erhal-
ten bleibe, lag dies nicht an der
Verletzung der Stimmrechts-
schranken, sondern an der Ver-
letzung der in 8 22 Abs. 1, 14
Nr. 1 WEG normierten Schran-
ken fur bauliche Anderungen.

Diese Ausflihrungen bestétigte
der BGH im Ergebnis. Das
Stimmrecht gehtre zum Kernbe-
reich  elementarer  Mitglied-
schaftsrechte des Wohnungsei-
gentimers. Da es ein wesentli-
ches Mittel zur Mitgestaltung
sei, konne es lediglich unter eng
begrenzten \oraussetzungen
eingeschréankt werden. Vor die-
sem Hintergrund erfasse das
Stimmrechtsverbot nach § 25
Abs. 5 WEG nur bestimmte
Falle schwerwiegender Interes-
senkollisionen, in denen die —
sonst legitime — Verfolgung
auch privater Sonderinteressen
bei der Willenbildung der Woh-
nungseigentimer nicht mehr
hinnehmbar erscheine. Daher
scheide eine Beteiligung an der
Abstimmung nur Uber die Be-
schlussgegenstdnde aus, die
verfahrensbezogene MalRnahmen
betrafen, wozu inshesondere
Beschlusse (ber die Einleitung
eines Rechtsstreits, die Art und
Weise der Prozessfihrung und
die Frage der verfahrensrechtli-
chen Beendigung fielen.

Sondernutzungsrecht an Teileigentum

Mit Sondernutzungsrechten an
Mehrfachparkern setzte sich das
OLG Nurnberg im Beschluss
vom 3.8.2011 (10 W 302/11)
auseinander. Mit notariellem
Vertrag hatten die Beteiligten
jeweils ein Sondernutzungsrecht
an einem Stellplatz eines Vier-
fachparkers, der im gemein-
schaftlichen Eigentum der vier
Wohnungseigentiimer stehen
sollte, vereinbart. Das Amtsge-
richt lehnte die Eintragung ab,

weil ein Sondernutzungsrecht an
einem Wohnungs- oder Teilei-
gentum nicht eingerdumt werden
kénne. Das OLG Nirnberg sah
dies anders (ZWE 2011, 419).

Die Bruchteilseigentimer, die
eine ,,Untergemeinschaft* bilde-
ten und fiur die im Innenverhalt-
nis das Gemeinschaftsverhaltnis
gelte (OLG Frankfurt/Main,
DNotZ 2008, 471), seien grund-
satzlich nicht gehindert, ihre

Rechte den anderen Eigentiimern
gegeniber (unterschiedlich)
auszugestalten. Ungeachtet des-
sen sei nach herrschender Auf-
fassung eine im Grundbuch ein-
getragene  Gebrauchsregelung
nach § 15 Abs. 1 WEG in Bezug
auf ein in Bruchteilseigentum
stehendes Sondereigentum mdg-
lich (BayObLG Rpfl. 1995, 67;
OLG Jena MittBayNot 20000,
443, OLG Frankfurt/Main, Rpfl.
2000, 212).
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Schultze
Kommentar zu Text
(2) Teile des Gebäudes, die für dessen Bestand oder Sicherheit erforderlich sind, sowie
Anlagen und Einrichtungen, die dem gemeinschaftlichen Gebrauch der Wohnungseigentümer
dienen, sind nicht Gegenstand des Sondereigentums, selbst wenn sie sich im Bereich der
im Sondereigentum stehenden Räume befinden.

Schultze
Kommentar zu Text
(5) Ein Wohnungseigentümer ist nicht stimmberechtigt, wenn die Beschlußfassung
die Vornahme eines auf die Verwaltung des gemeinschaftlichen Eigentums bezüglichen
Rechtsgeschäfts mit ihm oder die Einleitung oder Erledigung eines Rechtsstreits der
anderen Wohnungseigentümer gegen ihn betrifft oder wenn er nach § 18 rechtskräftig
verurteilt ist.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Bauliche Veränderungen und Aufwendungen, die über die ordnungsmäßige Instandhaltung
oder Instandsetzung des gemeinschaftlichen Eigentums hinausgehen, können beschlossen
oder verlangt werden, wenn jeder Wohnungseigentümer zustimmt, dessen Rechte durch
die Maßnahmen über das in § 14 Nr. 1 bestimmte Maß hinaus beeinträchtigt werden. Die
Zustimmung ist nicht erforderlich, soweit die Rechte eines Wohnungseigentümers nicht in
der in Satz 1 bezeichneten Weise beeinträchtigt werden.

Schultze
Kommentar zu Text
Jeder Wohnungseigentümer ist verpflichtet:
1. die im Sondereigentum stehenden Gebäudeteile so instand zu halten und von diesen sowie von dem gemeinschaftlichen Eigentum nur in solcher Weise Gebrauch zu machen, daß dadurch keinem der anderen Wohnungseigentümer über das bei einem geordneten Zusammenleben unvermeidliche Maß hinaus ein Nachteil erwächst;


Schultze
Kommentar zu Text
(1) Die Wohnungseigentümer können den Gebrauch des Sondereigentums und des
gemeinschaftlichen Eigentums durch Vereinbarung regeln.


Keine Kreditaufnahme durch Gemeinschaft

Das LG Bielefeld hat einen
WEG-Beschluss zur Kreditauf-
nahme der Gemeinschaft fir
rechtswidrig und damit unwirk-
sam erklart. Die Gemeinschafter
wollten per Mehrheitsbeschluss
die Aufnahme eines Darlehens
i.H.v. 165.000 € beschliefen, um
dringend notwendige Instandset-
zungen zu finanzieren.

Das Gericht flihrte im Beschluss
vom 15.6.2011 (23 T 442/10)
aus, dass das gesetzliche Finan-
zierungsmodell der Gemein-
schaft die persénlichen Geldbei-
trage der Gemeinschafter vorse-
he und nicht die Mdoglichkeit
eroffne, diese Finanzierungsform

Wahrend die GmbH nach § 5
Abs. 1 GmbHG ein Mindest-
stammkapital von 25.000 € vor-
weisen muss, bedarf es flr die
gesetzlich neu geschaffene UG
kein  Mindestkapital, 8§ 5a
GmbHG. Das LG Karlsruhe
beschéftigte sich im Urteil vom
28.6.2011 (11 S 7/10) mit der
Rechtsfrage, ob die Bestellung
einer UG als WEG-Verwalterin
ordnungsgemaBer  Verwaltung
entspricht. Die bestellte Verwal-
terin verfiigte Uber ein Stamm-
kapital von 500 €. Das Gericht

Kommentar

durch Darlehensaufnahmen zu
erganzen. Die Aufnahme wvon
Darlehen zur Finanzierung von
Instandsetzungsmalnahmen

entsprache in aller Regeln nicht
ordnungsgemaler Verwaltung.
Nur dann, wenn ein voriberge-
hender, dringend notwendiger
und nicht anders regelbarer Fi-
nanzierungsbedarf bestunde,
kénne eine Darlehensaufnahme
rechtmélig sein. Die Summe
diirfe dann aber nicht die Haus-
geldzahlungen aller Wohnungs-

eigentumer fir drei Monate
Ubersteigen.
Zwar werde vereinzelt die

Rechtsauffassung vertreten, dass

UG als Verwalterin ungeeignet

vertrat die Auffassung, dass
diese Kapitalausstattung nicht
ausreichend sei, um den Haf-
tungsanforderungen gerecht zu
werden, die mit dem Amt als
WEG-Verwalter einher gingen.
Zwar sei nicht auszuschliefen,
dass andere Unternehmen, die in
anderen Rechtsformen betrieben
wirden, aufgrund eigener Ver-
bindlichkeiten wirtschaftlich
keine bessere Haftungsausstat-
tung aufwiesen. Aber auch bei
diesen Unternehmen wirde die
Bestellung dann keiner ord-

die Schaffung der Teilrechtsfa-
higkeit der WEG mit der Geset-
zesnovelle zum 1.7.2007 die
Mdoglichkeit geschaffen habe,
dass der Verband zulassigerwei-
se eigene Darlehensverbindlich-
keiten begrinde. Diese rechtli-
che Maglichkeit lasse indessen
keine Schlussfolgerung dahinge-
hend zu, dass im Innenverhaltnis
fir die Eingehung einer Darle-
hensverbindlichkeit keine Ein-
stimmigkeit mehr erforderlich
sei. Kein Eigentlimer musse sich
mit den Kosten einer Finanzie-
rung konfrontieren lassen, der er
nicht zugestimmt habe (ZWE
2011, 422).

nungsgemé&len Verwaltung ent-
sprechen, wenn vor der Be-
schlussfassung bekannt sei, dass
die Haftungsgrundlage schwach
ausfalle.

Ausnahmsweise habe die Bewer-
tung anders auszufallen, wenn
der Verwalter sonstige Sicher-
heiten stellen konnte, etwa eine
Berufshaftpflichtversicherung
mit ausreichender Deckungs-
summe. (NZM 2011, 784)

Zugangsnachweis Uber das Faxsendeprotokoll

Der Nachweis des Zugangs von
rechtlich relevanten Erklarungen
ist vielfach von eminenter Be-
deutung fur den Absender. Ne-
ben der Mdglichkeit der Zustel-
lung durch Gerichtsvollzieher
und  Einschreiben/Riickschein,

besteht noch die Mdglichkeit,
ein Schreiben per Boten zu
Ubermitteln. Das vielfach ge-
nutzte Einwurfeinschreiben
bringt rechtlich keinen Nachweis
des Zugangs.

Bei der Ubermittlung per Fax
gibt es derzeit einen Dissens
zwischen den Bundesgerichten
(s.0.. BGH-Beschluss vom
21.7.2011, IX ZR 148/10) und
einigen  Landesgerichten.  So
entschied das OLG Frank-
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Schultze
Kommentar zu Text
§ 5 Stammkapital; Geschäftsanteil
(1) Das Stammkapital der Gesellschaft muß mindestens fünfundzwanzigtausend Euro betragen.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Eine Gesellschaft, die mit einem Stammkapital gegründet wird, das den Betrag des Mindeststammkapitals
nach § 5 Abs. 1 unterschreitet, muss in der Firma abweichend von § 4 die Bezeichnung "Unternehmergesellschaft
(haftungsbeschränkt)" oder "UG (haftungsbeschränkt)" führen.


furt/Main  mit  Urteil vom
5.3.2010 (ZIV 2010, 18), dass
ein einfaches Bestreiten des
Zugangs im Rechtsstreit nicht
mehr genlige, wenn der Prozess-
gegner einen ,,OK*“-Sendebericht
vorlege. Ein einfaches Bestreiten
fuhre in diesen Féllen dazu, dass
die Behauptung des Zugangs als
vom Gegner zugestanden fin-
giert werde, § 138 ZPO. Auch
das OLG Minchen rekurrierte
auf die sogenannte sekundére
Darlegungs- und Beweislast im
Urteil vom 5.3.2010 (19 U
213/09). Das OLG Celle ging
nach einer sachverstandigen
Untersuchung eines Gutachters
im Urteil 19.6.2008 (8 U 80/07,
IBR 2008, 615) gar davon aus,
dass der Sendebericht den Be-
weis fir den Zugang liefere.
Zwar konnte bei einer Faxsen-
dung ein Datenverlust von 10 bis
15% der Daten immer noch zu
einem ,, OK*“- Vermerk flhren;
dies hatte aber nur zur Folge,
dass ein entsprechender Teil des
Faxes unleserlich sei. Es sei
unerheblich, ob  wesentliche
Erklarungsinhalte dabei verloren
gingen, denn der Empfénger sei,
zumindest soweit ein Schuldver-
héltnis mit dem Absender beste-
he, zur Ruckfrage verpflichtet.

Baurecht

Das OLG Dresden wiederum
vertrat im Urteil vom 2.12.1993
die Auffassung, dass ein positi-
ver Sendebericht keinen Zugang
belege (NJW-RR 1994, 1485, 8
U 1043/93). Ob Dresden diese
Rechtssauffassung 14 Jahre spé-
ter angesichts der Rechtspre-
chung der anderen OLG"s wei-
terhin aufrecht erhalten wirde,
ist jedoch offen.

Derzeit ist es nicht auszuschlie-
Ren, dass beim Durchstreiten des
Instanzenzuges es zu unter-
schiedlichen Entscheidungen
kommt, nur weil die oberen
Landesgerichte anders entschei-
den, als die Bundesgerichte.
Dennoch muss man sich auf die
Rechtsprechung der Instanzge-
richte einstellen. Man kann die
Rechtsprechung nicht allen erns-
tes unter Hinweis auf die anders
lautende BGH-Rechtsprechung
tibergehen. Nicht jeder Rechts-
streit taugt dazu, bis zum BGH
betrieben zu werden.

Fur die Rechtsanwender folgt
hieraus zweierlei. Derjenige, der
auf einen Zugangsnachweis an-
gewiesen ist, kann sich auf die
aktuelle Rechtssprechung der
OLG’s nicht verlassen. Auch

wenn eines Tages der technische
Fortschritt eine genligende Si-
cherheit flir einen Zugangs-
nachweis bieten wird, kann man
derzeit hierauf nicht bauen. Es
ist daher ratsam, nach dem Ver-
senden eines Faxes einen taugli-
chen Zeugen (d.h. nicht die spé-
tere Partei eines mdoglichen
Rechtsstreits) zu veranlassen,
beim Empfanger telefonisch
nachzufragen, ob und wie viel
Seiten des gesendeten Faxes
leserlich angekommen sind. Eine
Aktennotiz unter Angabe von
Datum, Uhrzeit, Name und bei
Unternehmen als Empféanger
auch ggf. Position des Angeru-
fenen sowie Name des Anrufen-
den bietet dann ausreichend
Schutz im Falle eines Falles. Fir
die Partei, die sich der Zugangs-
behauptung im Rechtsstreit aus-
gesetzt sieht, heil’t das, dass ggf.
die Sendejournale und der Typ
des Telefaxgerates bekannt zu
machen sind. Sollte sich auch
hieraus ein Empfang des fragli-
chen Faxes ergeben, wird es
freilich schwer. Insoweit verhalt
es sich aber auch nicht anders als
beim Briefkasten. Auf die
Kenntnisnahme kommt es nicht
an, sondern nur auf die Mdog-
lichkeit der Kenntnisnahme.

Zum Leistungsverweigerungsrecht des Kaufers gegeniiber dem Bautrager

Im Urteil vom 27.10.2011 waren
dem VII. Zivilsenat Rechtsfra-
gen rund um den Bautrdgerkauf-
vertrag und moglichen Leis-

tungsverweigerungsrechten des
Kéufers wegen Bauméangeln zur
Beantwortung vorgelegt worden.
Die Kdufer erwarben vom Bau-
trdger zum Preis von 515.000 €
ein zu errichtendes Einfamilien-
haus. Die Zahlung des Kaufprei-
ses sollte nach einem vertraglich
vereinbarten Zahlungsplan er-
folgen. Die Falligkeit der letzten
beiden Raten war wie folgt gere-
gelt:

f) 68.495 € nach Fertigstellung
der Fliesenarbeiten und nach
Bezugsfertigkeit;

g) 18.025 € nach vollstandiger
Fertigstellung einschliellich
Auf3enanlagen.

Die Bautragerin verlangte von
den Kaufern unter Beriicksichti-
gung von Minder- und Mehrkos-
ten rund 72.000 € restlichen
Kaufpreis. Die Kéaufer verwiesen
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demgegeniiber auf angebliche
Mangel der Bauleistung und
meinten daher nicht zahlen zu
missen. Das LG Minchen |
wies die Klage der Bautragerin
ab, das OLG Miinchen hob das
Urteil teilweise auf und verur-
teilte die Kéufer zur Zahlung
von 54.000 €. Das OLG Miin-
chen vertrat die Auffassung, dass
die Rate f) féllig sei, nicht je-
doch die Rate g), weil das Ob-
jekt noch nicht vollstandig fertig
gestellt sei. Die Bezahlung der
Rate f) kdnnten die Kaufer nicht
verweigern, weil sie einem vor-
aussichtlichen  Mangelbeseiti-
gungsaufwand von insgesamt
rund 5.500 € nicht einer Rate
i.H.v. rund 68.000 € entgegen
halten kdnnten.

Mit ungewdhnlich harscher Kri-
tik hob der BGH das Urteil des
OLG Minchen auf und verwies
nach seinen rechtlichen Ausfiih-
rungen wegen der groben
Rechts- und Verfahrensfehler die
Sache an einen anderen Miun-
chener Senat zuriick.

Der VII. Zivilsenat fuhrte aus,
dass der Minchener Senat das
BGH-Urteil vom 10.11.1983
(BauR 1984, 166) ubersehen
habe. Danach sei das Leistungs-
verweigerungsrecht wegen
Mangeln, die mit der Bezugsfer-
tigkeitsrate abgerechnet wir-
den, grundsétzlich nicht dadurch
beschrénkt, dass die Fertigstel-
lungsrate noch nicht bezahlt
worden sei, da diese noch gar
nicht fallig sei. Ob dieser

Rechtssatz anders ausfallen ms-
se, wenn die Mangel geringflgig
seien und die Hohe der letzten
Raten nicht Uberstiegen, konne
offen bleiben. Jedenfalls sei auch
die Hohe der verbleibenden
Mangelbeseitigungskosten feh-
lerhaft ermittelt worden. Das
Gericht weiche in seiner Urteils-
begrindung mehrfach von den
Ausfihrungen des gerichtlich
bestellten Sachverstandigen ab.
Tatsachenvortrag sei unberick-
sichtigt geblieben und die ge-
richtlichen Erwégungen triigen
die Entscheidung nicht. Auch sei
eine hinreichende Auseinander-
setzung mit den Sachverstandi-
gen Ausfuhrungen nicht ersicht-
lich. Das Urteil sei kaum ver-
tretbar knapp gehalten.

(VII ZR 84/09)

Abnahme des Gemeinschaftseigentums

Mit einer sogenannten Abnah-
meklausel in den Kaufvertragen
der Wohnungské&ufer beschaftig-
te sich das OLG Karlsruhe im
Urteil vom 21.9.2011 (8 U
106/10). Eine Wohnungseigen-
timergemeinschaft klagte gegen
die Bautragerin auf Kostenvor-
schuss wegen Mangeln am Ge-
meinschaftseigentum. Die Bau-
tragerin erhob die Einrede der
Verjahrung. Sie berief sich auf
eine Abnahme eines o6ffentlich
bestellten Sachverstédndigen, der
die Abnahme in Vertretung fir
die Wohnungseigenttiimer bereits
im Jahre 2000 erklart hatte. Dies
sei auch zuléssig. Die Kaufver-
trage der Erwerber enthielten
eine entsprechende Klausel:

,Das  Gemeinschaftseigentum
wird durch einen vom Verkaufer
benannten, oOffentlich bestellten
Sachverstandigen oder durch
den Verwaltungsbeirat abge-

nommen. Die Kosten fir die
Inanspruchnahme des Sachver-
standigen tragt die Verkauferin.
Der Kéaufer erteilt zur Abnahme
des Gemeinschaftseigentums
dem vom Verk&ufer beauftragten
Sachverstandigen  bzw. dem
Verwaltungsbeirat ausdricklich
unwiderrufliche Vollmacht.”

Das OLG Nirnberg erachtete die
Klausel als unwirksam. Es han-
dele sich um eine Allgemeine
Geschéftsbedingung, die den
Regelungen des AGBG unterfal-
le. Die Regelung benachteilige
die Erwerber entgegen dem Ge-
bot von Treu und Glauben unan-
gemessen. Den Erwerbern werde
die  Mdglichkeit genommen,
tiber die OrdnungsgemaRheit der
Werkleistung der Bautrdgerin
selbst zu befinden. Eine vom
Bautréger geschuldete Leistung
entgegen zu nehmen und Uber
ihre Ordnungsgemaliheit zu ent-

scheiden, sei allein Sache des
Erwerbes. Sei dem Erwerber die
Person des Bevollméchtigten
Dritten vorgegeben oder sei das
Benennungsrecht formularméRig
dem Unternehmer (bertragen,
werde dadurch wesentlich in den
Kernbereich der Rechtsstellung
des  Erwerbers  eingegriffen
(OLG Koblenz BauR 2003,
546). Eine solche Klausel stelle
auch deshalb eine unangemesse-
ne Benachteiligung dar, weil die
Neutralitat der mit der Abnahme
bevollméchtigten Person nicht
gewadbhrleistet sei. Der Bevoll-
machtigte sei hier von der ,,Ver-
kauferin“ benannt, komme also
aus dem Lager der Bautrdgerin.
Dies lasse beflirchten, dass der
Bautrager auf die Abnahmeent-
scheidung mindestens durch die
Auswahl des Bevollméchtigten
Einfluss nehme (ZWE 2011,
451).
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Veranstaltungen

Minol - Fachtagung

vor allem die Luftfeuchtigkeit
wirde erdulden missen. In ei-
nem der Rechtsvortragen wurde
zunachst der aktuelle Referen-
tenentwurf der Mietrechtsnovel-
le vom 25.10.2011 vorgestellt.
Ein zweiter Vortrag widmete
sich den besonderen miet- und
weg-rechtliche  Problemstellun-
gen bei der Modernisierung von
Wohnraum. Beide Vortrage
kénnen Sie von der Kanzleiseite
(www.Kanzlei-Schultze.de) im

Die diesjahrige Minol - Fachta-
gung fand nicht wie in den Jah-
ren zuvor in der Villa lda statt,
sondern im Gondwanaland. Der
Zoo Leipzig hat ein kleines
Kongresszentrum direkt ange-
baut. Die Raumlichkeiten sind
im Kolonialstil gehalten und
erlauben auch einen Blick in den
,Urwald“. Referenten und Zu-
schauer waren nur dankbar, dass
die Raumlichkeiten vollklimati-
siert waren und man nicht die
tropischen Temperaturen und

Volltext herunterladen.

Daneben fuhrten Herr Peters und
Herr Bér von Firma Minol inte-
ressant und sehr kurzweilig im
Duett durch zahlreiche Aspekte
der Energieeffizienzsteigerung
von Immobilien. Abgerundet
wurde die Fachtagung mit einer
exklusiv fir die Teilnehmer
organisierten Bootsfahrt durch
das Gondwanaland mit anschlie-
Bendem, gemeinsames Abendes-
sen im Restaurant Patakan. Auch
danach war es allen Gésten noch
gestattet, einen spannenden Spa-
ziergang durch den né&chtlichen
Urwald zu machen. Allein dieser
phantastische Rahmen sorgte
dafiir, dass die Teilnehmer sicher
noch lange Uber diese gelungene
Veranstaltung sprechen werden.

Weimarer Baurechtstage

Donnerstag, 29. Marz 2012

Qualitatssicherung am Bau durch Recht und Vertrag

Meilensteine fiir Planer, Bauunternehmer und Bauherren

ab 08.30 Uhr Einlass

09.00 — 09.15 Uhr BegriiRung

Dr. h.c. Steffen Heitmann, Staatsminister a.D., Prasident des ESWiD;
Oberburgermeister Stefan Wolf

09.15 — 09.45 Uhr Compliance ftir am Bau Beteiligte
— Ziel von Complianceregelungen

— Schutz vor Betrug am Bau

— Schutz vor Haftungsanspriichen wegen
Organisations- und Uberwachungsverschulden
Prof. Dr. Stephan Griininger, Konstanz

09.45 —-10.00 Uhr Ruckfragen — Diskussion

10.00 —10.30 Uhr Qualitatssicherung durch Vergabeverfahren

— Durchfuhrung férmlicher Vergabeverfahren als Verpflichtung oder Option

— Qualitatssicherung durch férmliche Vergabeverfahren am Beispiel der VOB
— bei der Auswahl des geeigneten Vertragspartners

— bei der Erstellung der vertraglichen Leistungsbeschreibung

— bei der Gestaltung der Vertragsbedingungen

Dr. Stefan Althaus, Rechtsanwalt, Miinchen

10.30 —10.45 Uhr Ruckfragen — Diskussion

10.45 -11.15 Uhr Kaffeepause — Kommunikation — Kennenlernen

11.15 -11.45 Uhr Klimapolitik - Regeln der Technik und fehlerfreies Bauen
— Aufklarung und Hinweispflichten des Architekten

Prof. Dr. Hans Rudolf Sangenstedt, Rechtsanwalt, Bonn
11.45 -12.00 Uhr Ruckfragen — Diskussion

— Anderung der gesetzlichen Grundlagen zwischen Planung, Baudurchfiihrung, Abnahme
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12.00 —12.30 Uhr Aufgaben des Architekten im Rahmen der Qualitétssicherung
— Auswahl der richtigen Fachplaner

— Koordination der Fachplaner

— Baustoff- und Produktauswahl

Univ.-Prof. Dr.-Ing. Carl-Alexander Graubner,

Darmstadt

12.30 —12.45 Uhr Ruckfragen — Diskussion

12.45 —14.00 Uhr Einladung zum Mittagsimbiss

14.00 —14.30 Uhr Zugesicherte Eigenschaften/Qualitaten im Bautragervertrag- Anderungsméglichkeiten, Teil 1
— Anderungsvorbehalt bei Bauleistungen

— Anderungen durch Handeln auf der Baustelle,

— Rechtswirkung von Baustellenprotokollen

— Vermeidung von Mangelanspriichen

Jurgen Schmidt, Vors.Ri., OLG Munchen

14.30 —14.45 Uhr Rickfragen — Diskussion

14.45 —15.15 Uhr Zugesicherte Eigenschaften/Qualitaten im Bautragervertrag - Anderungsmoglichkeiten, Teil 2
— Anderungsvorbehalte bei sachenrechtlichen
Grundverhaltnissen

Dr. Maximilian Muller, Rechtsanwalt, Berlin

15.15 —15.30 Uhr Riickfragen — Diskussion

15.30 —16.00 Uhr Kaffeepause — Kommunikation — Kennenlernen
16.00 —16.30 Uhr Qualitatssicherung durch den Erwerber

— Betretungsrechte

— Hinweispflichten

Dr. Gregor Basty, Notar, Miinchen

16.30 —16.45 Uhr Ruckfragen — Diskussion

16.45 —17.15 Uhr Qualitatssicherung durch Birgschaft

— Unzuléssige Erweiterung von Biirgschaften

— Anspruch nach Kiindigung

— Verjéhrung

Dr. Edgar Joussen, Rechtsanwalt, Berlin

Pause

ab 18.30 Uhr Empfang im Hotel Elephant

19.00 —20.00 Uhr Lutz Gérner: Goethes Weimarer Gedichte -

ein kurzweiliger Ausflug in die Welt des Dichters

ab 20.15 Uhr Einladung zum Buffet und Ausklang in lockerer Runde

Freitag, 30. Méarz 2012

09.00 — 09.15 Uhr Einladung zum biblischen Wort zum Tag Jakobskirche
Pfarrer Hardy Rylke

09.30 — 10.00 Uhr Bautragerrecht

Dr. Olrik A. Vogel, Rechtsanwalt, Minchen

10.00 —10.15 Uhr Ruckfragen — Diskussion

10.15 —10.45 Uhr Offentliches Baurecht — Novellierung BauG

Dr. Andreas Dazert, Rechtsanwalt, Koblenz

10.45 -11.00 Uhr Ruckfragen — Diskussion

11.00 —11.15 Uhr Kaffeepause — Kommunikation — Kennenlernen

11.15 -11.45 Uhr Verfassungsrechtliche Fragen zu Architektenvertrag, Architektenbindung und Koppelungsverbot
Prof. Dr. Reinhard Gaier, Richter BVerfG, Karlsruhe
11.45 -12.00 Uhr Ruckfragen — Diskussion

12.00 —12.30 Uhr Ziviles Baurecht
Dr. Wolfgang Eick, Richter am BGH Karlsruhe
12.30 —12.45 Uhr Ruckfragen — Diskussion

12.45 -13.15 Uhr Architekten- und Ingenieurrecht
Prof. Dr. Mathias Preussner, Rechtsanwalt,Konstanz
13.15 -13.30 Uhr Ruckfragen — Diskussion

13.30 —13.45 Uhr Verabschiedung

Moderation wahrend des Fachgespréachs:
Univ.-Prof. Dr. Dr. h.c. Werner Merle

Nahere Informationen unter www.ESW-Deutschland.de
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Verzugszinssatze

Zahlungsverzug: Hohe der Verzugszinsen

Zeitraum B_asis-
zinssatz
%
1.1. bis 30.6.2002 2,57
1.7. bis 31.12.2002 2,47
1.1. bis 30.6.2003 1,97
1.7. bis 31.12.2003 1,22
1.1. bis 30.6.2004 1,14
1.7. bis 31.12.2004 1,13
1.1. bis 30.6.2005 1,21
1.7.bis 31.12.2005 1,17
1.1. bis 30.6.2006 1,37
1.7. bis 31.12.2006 1,95
1.1. bis 30.6.2007 2,7

Der Gléaubiger kann nach dem
Eintritt der Falligkeit seines
Anspruchs den Schuldner durch
eine Mahnung in Verzug setzen
(8 286 Abs. 1 S. 1 BGB). Der
Mahnung gleichgestellt sind die
Klageerhebung sowie der Mahn-
bescheid (8 286 Abs. 1 S. 2
BGB).

Einer Mahnung bedarf es nicht,
wenn fur die Leistung eine Zeit
nach dem Kalender bestimmt ist,
die Leistung an ein vorausge-
hendes Ereignis anknlpft, der
Schuldner die Leistung verwei-
gert oder besondere Griinde den
sofortigen Eintritt des Verzugs
rechtfertigen (8 286 Abs. 2
BGB).

Verzugs- Entgelt ohne  Zeitraum Basiszins- Ver- Entgelt ohne
zinssatz Verbrau- satz % Zugs- Verbrau-
% cherbeteili- zins- cherbeteili-
gung % satz % gung %
7,57 10,57 1.7. bis 31.12.2007 3,19 8,19 11,19
7,47 10,47 1.1. bis 30.6.2008 3,32 8,32 11,32
6,97 9,97 1.7.bis 31.12.2008 3,19 8,19 11,19
6,22 9,22 1.1. bis 30.6.2009 1,62 6,62 9,62
6,14 9,14 1.7. bis 31.12.2009 0,12 512 8,12
6,13 9,13 1.1. bis 30.6.2010 0,12 512 8,12
6,21 9,21 1.7. bis 31.12.2010 0,12 512 8,12
6,17 9,17 1.1. bis 30.6.2011 0,12 512 8,12
6,37 9,37 1.7.bis 31.12.2011 0,37 5,37 8,37
6,95 9,95 1.1. bis 30.6.2012 0,12 512 8,12
1,7 10,7

Bei Entgeltforderungen tritt Ver-
zug spatestens 30 Tage nach
Falligkeit und Zugang einer
Rechnung ein; dies gilt gegen-
Uber einem Schuldner, der Ver-
braucher ist, allerdings nur,
wenn hierauf in der Rechnung
besonders hingewiesen wurde,

(8 286 Abs. 3S. 1 BGB).

Im Streitfall muss allerdings der
Glaubiger den Zugang der
Rechnung (nétigenfalls auch den
darauf enthaltenen Verbraucher-
hinweis) bzw. den Zugang der
Mahnung beweisen.

Waéhrend des Verzugs ist eine
Geldschuld zu verzinsen (8 288
Abs. 1 S. 1 BGB). Der Verzugs-
zinssatz betragt fur das Jahr funf

Prozentpunkte bzw. fiir Rechts-
geschafte, an denen Verbraucher
nicht beteiligt sind, acht Pro-
zentpunkte (nur bei Entgelten)
Uber dem Basiszinssatz (8 288
Abs. 1 S. 2 bzw. Abs. 2 BGB).
Der Basiszinssatz verandert sich
zum 1. Januar und 1. Juli eines
jeden Jahres um die Prozent-
punkte, um welche die Bezugs-
grole seit der letzten Verande-
rung des Basiszinssatzes gestie-
gen oder gefallen ist. Bezugs-
groBe ist der Zinssatz fir die
jingste  Hauptrefinanzierungs-
operation der Europdischen Zen-
tralbank vor dem ersten Ka-
lendertag des betreffenden Halb-
jahres (8 247 Abs. 1 S. 2, 3
BGB).
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Schultze
Kommentar zu Text
(1) Leistet der Schuldner auf eine Mahnung des Gläubigers nicht, die nach dem
Eintritt der Fälligkeit erfolgt, so kommt er durch die Mahnung in Verzug. Der Mahnung
stehen die Erhebung der Klage auf die Leistung sowie die Zustellung eines
Mahnbescheids im Mahnverfahren gleich

Schultze
Kommentar zu Text
(3) Der Schuldner einer Entgeltforderung kommt spätestens in Verzug, wenn er nicht
innerhalb von 30 Tagen nach Fälligkeit und Zugang einer Rechnung oder gleichwertigen
Zahlungsaufstellung leistet; dies gilt gegenüber einem Schuldner, der Verbraucher
ist, nur, wenn auf diese Folgen in der Rechnung oder Zahlungsaufstellung besonders
hingewiesen worden ist. Wenn der Zeitpunkt des Zugangs der Rechnung oder
Zahlungsaufstellung unsicher ist, kommt der Schuldner, der nicht Verbraucher ist,
spätestens 30 Tage nach Fälligkeit und Empfang der Gegenleistung in Verzug.

Schultze
Kommentar zu Text
(1) Eine Geldschuld ist während des Verzugs zu verzinsen. Der Verzugszinssatz beträgt
für das Jahr fünf Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.
(2) Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht beteiligt ist, beträgt der
Zinssatz für Entgeltforderungen acht Prozentpunkte über dem Basiszinssatz.


SeuLTZE

Berufsrechtliche Regelungen

Die Berufshezeichnung ,,Rechtsanwalt* bzw. ,,Rechtsanwaltin“ wurde den hier benannten Volljuristen aufgrund bundesdeut-
schen Rechts nach dem bestehen der 2. juristischen Staatspriifung (Beféahigung zum Richteramt) durch ein besonderes Zu-
lassungsverfahren ehemals durch das jeweils zustadndige Justizministerium resp. aufgrund der seit dem 8.9.1998 gednderten
Rechtslage durch die ortliche Rechtsanwaltskammer zuerkannt.

Rechtsanwadlte bzw. Rechtsanwéltinnen unterliegen den berufsrechtlichen Regelungen der Bundesrechtsanwaltsordnung
(BRAO), der Bundesrechtsanwaltsgebihrenordnung (BRAGO) bzw. flir seit 1.7.2004 erteilten Mandaten dem Rechtsan-
waltsverglitungsgesetz (RVG), den Berufs- und Fachanwaltsordnungen der Bundesrechtsanwaltskammer (BORA 2001 und
FAO) sowie den Standesregeln der Rechtsanwalte der Europdischen Gemeinschaft. Samtliche berufsrechtliche Regelungen
kénnen Sie unter www.Brak.de einsehen. ZURUCK

Hinweis zu Verlinkungen

Der verantwortlicher Seitenanbieter ist fir Inhalte unmittelbar verlinkter Seiten nur dann verantwortlich, wenn er sich den
Inhalt zu eigen macht. Das ist der Fall, wenn er von diesen Inhalten positive Kenntnis hat und ihm méglich und zumutbar ist,
die Nutzung rechtswidriger Inhalte zu verhindern. Fir Inhalte von Sites, die mit hier verlinkten Seiten verlinkt sind (tiefere
Linkebenen) haftet der verantwortliche Seitenbetreiber nicht. ZURUCK

Urheberrechtsschutz

Die in der ZIV veroffentlichten Beitrdge sind urheberrechtlich geschitzt. Das gilt auch fir die veroffentlichten
Leitsatze, soweit es sich nicht um amtliche Leitsétze handelt. Der Rechtsschutz gilt auch gegeniiber Datenban-
ken und &hnlichen Einrichtungen. Kein Teil der ZIV darf ohne Genehmigung in Textform gleich in welcher Art
und Weise zum Zwecke der Weiterverbreitung vervielfaltigt oder datenbankmaRig zugénglich gemacht werden.
ZURUCK



	Zum Inhalt der Abmahnung wegen unpünktlicher Zahlung
	Modernisierungsverbot des Vermieters ist regelmäßig nicht rechtsmissbräuchlich
	Zum Leistungsverweigerungsrecht des Käufers gegenüber dem Bauträger
	Abnahme des Gemeinschaftseigentums
	Zahlungsverzug: Höhe der Verzugszinsen
	Urheberrechtsschutz


